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GrünesLicht fürFuss-undVeloweg
Das Nidwaldner Parlament genehmigt 4,9 Millionen Franken für den Fuss- und Radweg Oberdorf-Büren.

Philipp Unterschütz

Das Projekt des Fuss- und Velo-
wegs KH2 Oberdorf-Büren ist
grundsätzlich unbestritten. Im-
merwiederwurde imLandrater-
wähnt, dass damit eine wesent-
liche Lücke im kantonalen Velo-
wegnetz geschlossen werden
kannundeinedurchgehendeVe-
loroutezwischendemEngelber-
gertal und den Seegemeinden
geschaffen wird. Entsprechend
deutlichgenehmigtederLandrat
schlussendlichauchdenObjekt-
kreditvon4,9MillionenFranken
ohne Gegenstimme (58:0). Die-
ser beinhaltet auch die Entwäs-
serungderKantonsstrasse für1,5
Millionen Franken.

Dass die Gestaltung der kri-
tischen Querungsstelle Hostett-
li/Wisstürli amOrtsausgangvon
Oberdorf zu reden geben würde,
war zu erwarten. Mit einer Peti-
tion hatte der VCS Sektion Ob-
und Nidwalden bereits 2021 die
«Realisierung einer sicheren
Fussgängerquerung» der Kan-
tonsstrasse gefordert, mit einer
leichten Verschwenkung der
Fahrbahn und Fussgängerinsel,
sowie einer Reduktion der
Höchstgeschwindigkeit auf 60
km/h und das Anbringen eines
Fussgängerstreifens. Die Regie-
rung nahm das Anliegen in ihr
Projekt auf. Damit war aber die
vorberatende Kommission für
Bau, Planung, Landwirtschaft
und Umwelt (BUL) nicht einver-
standen, insbesondere weil die
Frequenzen zu gering seien. Die
BUL beantragte dem Landrat
deshalb, auf bauliche Massnah-
men zu verzichten.

Tempo60wird
umgesetzt
Die Petitionäre hatten am Mor-
gen vor der Landratssitzung auf
die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier gewartet, um sie
nochmals für ihr Anliegen zu
sensibilisieren. Den Landrat
konnten sie dann nach dem
Traktandum beruhigt verlas-
sen. Mit 31 zu 26 Stimmen bei

einer Enthaltung sprach sich der
Landrat knapp für die Variante
der Regierung aus und lehnte
den Antrag der BUL ab. Die Dis-
kussion hatte sich vorgängig
insbesondere um Frequenzen
gedreht, wie viele Personen den
Übergang benutzen würden
und wie viele Autos ihn passie-
ren. Christof Gerig (Mitte) aus
Oberdorf meinte, Sicherheit sei
ihm sehr wichtig, einen Fuss-
gängerstreifen brauche es ange-
sichts der geringen Frequenzen
aber nicht. «Autofahrer sollen
nicht wegen jeder Einzelmaske
anhalten müssen.»

Norbert Rohrer (Mitte,
Stansstad) erklärte, dass bei
Tempo 80 der Bremsweg dop-
pelt so lang sei wie bei Tempo
60. Er und die Oberdorfer Ge-

meindepräsidentin Judith Oder-
matt (FDP) erinnerten die BUL
daran, dass die Gemeinde Ober-
dorf selber für die Massnahmen
sei. Die Kommission solle die
Anliegen der Gemeinden ernst
nehmen. Delf Bucher (Grüne,
Buochs) doppelte nach, dass
doch alle im Saal Liebhaber der
direkten Demokratie seien.
«Das Überhören der Gemein-
den und Petitionäre ist eine Ar-
roganz der Macht.»

Trennstreifen
wird reduziert
Zu diskutieren gab im Parla-
ment ein weiteres Thema, zu
dem die BUL einen Änderungs-
antrag gestellt hatte. Darin ging
es um den Regelquerschnitt des
Projekts, also die Dimensionen.

Die BUL wollte den Landver-
brauch einschränken und schlug
deshalb vor, dass der vorgesehe-
ne Trennstreifen mit dem Rand-
stein total 0,5 Meter betragen
solle und nicht – wie vom Regie-
rungsrat vorgeschlagen – 0,5
MeterTrennstreifenund12Zen-
timeter Randstein. FDP, SVP
und Teile der Mitte unterstütz-
ten diesen Antrag.

Dagegen stellten sich SP,
Grüne und die GLP. Sie argu-
mentierten, dass die Reduktion
des Grünstreifens zu Lasten der
Sicherheitder schwächerenVer-
kehrsteilnehmergehe.Wenndie
Trennung inklusive Randsteine
nurnoch50Zentimeterbetrage,
also noch 38 Zentimeter Grün-
fläche verblieben, könne darauf
nichts mehr gepflanzt werden,

sagteauchBaudirektorinThere-
se Rotzer. Von Thomas Walli-
mann mussten sich die Bürgerli-
chenanhören,essei«lächerlich»
angesichts des Sicherheitsver-
lusts hier vom Kulturlandverlust
zu reden. Als Velofahrer fühle
mansichnichtwohl,wenneinem
nur wenige Zentimer nebenan
der Verkehr entgegenkomme.
«Auch50und12sindnochnah.»
DieMehrheitdesLandrats folgte
mit 33 zu 25 Stimmen dem An-
trag der BUL. Der Regelquer-
schnitt wird also generell so an-
gepasst, dass die Breite des
Trennstreifens zwischen der
KantonsstrassesowiedemFuss-
undVeloweginsgesamtunterBe-
rücksichtigung von Strassenab-
schlussundGrünstreifen0,5Me-
ter beträgt.

Die Landräte werden vor der Sitzung von einem Komitee der Petitionäre empfangen, die einen sicheren Übergang Hostettli/Wisstürli
Oberdorf verlangen. Bild: Philipp Unterschütz (Stans, 30. November 2022)

Und sonst
Gerichtspräsidien

Der Landrat stimmte unter an-
derem aufgrund der Arbeitslast
der Schaffung eines fünften
Kantonsgerichtspräsidiums zu
und beschloss, dafür den Ge-
samtbeschäftigungsgrad von
300 auf 350 Prozent zu erhö-
hen.

Jahresziele

Das Parlament nahm Kenntnis
von den Jahreszielen des Regie-
rungsrats für das kommende
Jahr.

KeineÄnderung
beiLanderwerb
Nidwalden Der Landrat lehnte
gesternaufAntragderRegierung
unddervorberatendenKommis-
sionfürBau,Planung,Landwirt-
schaft und Umwelt (BUL) mit
43 zu 13 Stimmen ein Postulat
von Landrat Armin Odermatt
(SVP, Oberdorf) ab.

DieserhattedenRegierungs-
rataufgefordert,dieMöglichkei-
ten zum Erwerb von Realersatz
von Kulturland zu prüfen.

Regierunghält an
aktuellerPraxis fest
Der Kanton sei bei grösseren
Bauvorhaben regelmässig mit
Einwendungen konfrontiert,
weil Grundeigentümer den
Wunsch äussern, Realersatz zu
erhalten für Flächen, die für das
Vorhaben benötigt werden,
hiess es im Postulat. Mit dem
Vorstoss sollte ein Weg gefun-
denwerden,dassderKantonbe-
reits vorsorglich ohne konkretes
Projekt Kulturland erwerben
kann, um dieses hernach Eigen-
tümern anzubieten, welche für
ein kantonales Bauprojekt Land-
wirtschaftsland zur Verfügung
stellen müssen.

Die Regierung hielt fest, sie
prüfe schon heute im Einzelfall
den Landerwerb als Realersatz.
Das bäuerliche Bodenrecht las-
se dies jedoch nur unter sehr re-
striktiven Voraussetzungen und
in einem eng abgesteckten Rah-
men zu. Die Beschaffung strate-
gischer Landreserven für späte-
re Vorhaben sei aufgrund bun-
desrechtlicher Vorgaben gar
nicht möglich. Demzufolge sei
an der aktuellen Praxis des Kan-
tons hinsichtlich Realersatz fest-
zuhalten.

Ansprechpartnerwäre
Amt fürLandwirtschaft
«Wir wollen nicht, dass die Re-
gierung den halben Kanton auf-
kauft», entgegnete Postulant
ArminOdermatt.«Wirmöchten
‹nur› einen Bericht, eine Art
HandbuchfürbetroffeneLiegen-
schaftsbesitzer, wie das in sol-
chen Fällen funktioniert.»

Baudirektorin Therese
Rotzer zeigte zwar Verständnis
für das Anliegen, erklärte aber
auch, ein Postulat sei da, um
eine Sachlage zu prüfen. Wenn
diese Sachlage schon im Voraus
klar sei, müsse man nicht die
Verwaltung nochmals damit
beschäftigen. Man könne im
Einzelfall betroffene Liegen-
schaftsbesitzer sicherlich bera-
ten. Für ein Handbuch darüber
wäre die Baudirektion aber
der falsche Ansprechpartner,
das betreffe das Amt für Land-
wirtschaft. (unp)

Nidwaldensoll sichvorerstauf
eigeneProjektekonzentrieren
Nach den neusten Verlautbarungen aus Bern scheint
der Tiefbahnhof Luzern in weitere Ferne zu rücken.

Philipp Unterschütz

Aufgrund einer Interpellation
der Mitte-Landräte Mario Röth-
lisberger (Ennetbürgen) und Da-
niel Krucker (Emmetten) hatte
die Regierung in ihrer ursprüng-
lichen Antwort noch betont, wie
wichtig der Durchgangsbahnhof
in Luzern auch für Nidwalden
sei. «Je attraktiver das Bahn-
angebot in Luzern, desto besse-
re Verbindungen sind auch für
unseren Kanton möglich», hiess
es darin. Nun musste das Parla-
ment zur Kenntnis nehmen,
dass nach den neusten Aussagen
des Bundes der Durchgangs-
bahnhof Luzern in weitere Fer-
ne zu rücken scheint.

Es brauche beim Bahnaus-
bau nun eine «Konsolidierungs-

phase». Ziel müsse sein, das
Netz bis 2035 nicht nur auszu-
bauen, sondern vor allem auch
zu stabilisieren, hiess es in den
vergangenen Tagen aus Bern.
Auch der Bundesrat schreibt in
seinem Bericht «Perspektive
Bahn 2050»: Bis 2033 könnten
keine neuen Bauprojekte mehr
gestartet werden.

Das sind auch für Nidwalden
neue, unerfreuliche Perspekti-
ven. Man gehe nun davon aus,
dass die Regierung und die Nid-
waldner Vertreter in Bern inter-
venieren würden, so Mario
Röthlisberger. Ansonsten bleibe
nun Zeit, in der sich Nidwalden
um seine eigenen Projekte im
öffentlichen Verkehr kümmern
könne, wie den Halbstunden-
takt nach Engelberg.

EngereZusammenarbeitmit
Obwalden inder Informatik
Das Parlament genehmigte eine interkantonale Vereinbarung, die
auch die Gemeinden mehr einbezieht.

Martin Uebelhart

Einstimmig hat der Landrat am
Mittwoch die Vereinbarung über
die Zusammenarbeit im Bereich
Informatik zwischen den Kanto-
nen Nidwalden und Obwalden
genehmigt. Zugestimmt hat der
Rat weiter der Änderung der
Vereinbarung über das Informa-
tikleistungszentrum (ILZ) der
beiden Kantone.

Solche regionalen Zusam-
menschlüsse würden immer
wichtiger, hielt Finanzdirek-
torin Michèle Blöchliger fest.
Die beiden Erlasse brächten
verbindliche Regelungen für
die Zusammenarbeit zwischen

den Kantonen und auch den
Gemeinden. Diese sei nötig,
um die Digitalisierung der Pro-
zesse in Verwaltungen weiter
voranzutreiben. Die Gemein-
den würden neu mehr einge-
bunden und hätten klare Mit-
wirkungsrechte.

Synergien
nutzen
Dominik Steiner (FDP, Ennet-
bürgen) regte namens der Kom-
mission Finanzen, Steuern, Ge-
sundheit und Soziales (FGS) an,
der Kanton solle sich Gedanken
darüber machen, wie eine digi-
tale Vision aussehen könnte.
Dies auch, um eine Kostenex-

plosion zu verhindern. Jürg We-
ber (Mitte, Hergiswil) berichte-
te von einer zähneknirschen-
den Zustimmung in seiner
Fraktion. Gewissen Gemeinden
habe der Dienstleistungscha-
rakter des ILZ gefehlt und die
Abhängigkeit der Gemeinden
vom ILZ nehme zu.

Pia Häfliger (SVP, Hergis-
wil) strich die Synergien her-
aus, welche die neue interkan-
tonale Vereinbarung ermögli-
che. Thomas Wallimann
(Grüne, Ennetmoos) hingegen
mahnte, auch an jene Bürgerin-
nen und Bürger zu denken, die
mit der digitalen Welt nicht so
vertraut seien.


